
Es gibt einen großen Bedarf an kostenlosen Verhütungsmitteln

Es gibt in Deutschland einen hohen Bedarf an kostenlosen Verhütungsmitteln. Die Auswertung 
des pro familia Modellprojekts biko zeigt, dass Frauen, die wenig Geld haben, für eine sichere 
Verhütung eine Kostenübernahme brauchen. Dies betrifft nicht nur Sozialleistungsbezieherinnen, 
auch Geringverdienerinnen und Studentinnen haben Probleme, ihre Verhütung zu finanzieren. Zu-
sätzliche Wege, Wartezeiten, Fahrtkosten und die Angst vor Stigmatisierung erwiesen sich beim 
Zugang zur Kostenübernahme im Modellprojekt als Barriere. Dem muss bei einer gesetzlichen Lö-
sung Rechnung getragen werden, betont pro familia. Nötig sei eine niedrigschwellige Lösung, die 
alle Menschen und alle Verhütungsmethoden einschließe.

Auf der Abschlussveranstaltung des pro familia Modellprojektes „biko – Beratung, Information und Kos-
tenübernahme bei Verhütung“ am heutigen 10. September 2019 in Berlin wurden die Evaluationsergeb-
nisse präsentiert. Mit dem vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geförderten 
Projekt erprobte pro familia über drei Jahre an sieben Standorten ein Kostenübernahmemodell für Frauen 
mit geringem Einkommen. Frauen konnten die für ihre Lebenssituation am beste geeignete Verhütungs-
methode auswählen, die allerdings verschreibungspflichtig sein musste. Ein Großteil der Frauen, die eine 
Kostenübernahme erhielten, nahmen das Angebot der freiwilligen Verhütungsberatung an. Fragen zu den 
einzelnen Verhütungsmethoden und deren gesundheitliche Verträglichkeit standen dabei im Vordergrund.

Frauen jeder Altersgruppe bis 49 Jahren waren im Modellprojekt vertreten. Sie verfügten über unter-
schiedliche Bildungsabschlüsse und gingen unterschiedlicher Beschäftigung nach. Auch die Familiensi-
tuation stellte sich als sehr heterogen dar und die Mehrheit der Frauen hatte Kinder.

In den qualitativen Interviews im Rahmen der Studie äußerten mehr als die Hälfte der befragten Frauen, 
dass sie ohne eine Kostenübernahme nicht oder weniger sicher verhüten. Ist das Geld knapp, werden 
akut nötige Anschaffungen getätigt und die Verhütung aufgeschoben.

In einem hochentwickelten Land wie Deutschland ist dies ein Armutszeugnis. pro familia vertritt die Auf-
fassung, dass Verhütungsmittel zur Grundversorgung gehören. Die Bundesregierung hat sich über die in-
ternationale Frauenrechtskonvention CEDAW verpflichtet, den Zugang zu Verhütung für alle Menschen 
sicherzustellen. Selbst unter den engen Rahmenbedingungen des Modellprojekts, das nicht-verschrei-
bungspflichtige Verhütungsmittel und Männer ausschloss, hat sich deutlich gezeigt, dass es Defizite in 
der Versorgung gibt. pro familia geht nun einen Schritt weiter und fordert die Bundesregierung dazu auf, 
anzuerkennen, dass Verhütung eine Grundbedingung für sexuelle und reproduktive Gesundheit ist und 
daher allen Menschen, auch Männern, niedrigschwellig zur Verfügung stehen muss. Im Einzelnen fordert 
der Verband:

1.   Verhütung muss in den Leistungskatalog des dritten Kapitels SGB V der gesetzlichen Krankenkassen 
aufgenommen werden, ebenso in den Basistarif der privaten Krankenversicherungen.

2.   Für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und für nicht Krankenversicherte 
müssen angepasste Regelungen bzw. gesonderte Zugänge in Zusammenarbeit mit Beratungsstellen 
geschaffen werden.

3.   Wegen der besonderen Dringlichkeit muss in einem ersten Schritt die unter Punkt 1 genannte Rege-
lung für Menschen mit geringem Einkommen gelten. Darunter fallen alle Menschen, die unter der in-
dividuellen Einkommensgrenze analog der Kostenübernahme beim Schwangerschaftsabbruch liegen.

4.   Begleitend soll eine freiwillige Verhütungsberatung ausgebaut werden, die Menschen in ihrem Men-
schenrecht auf Verhütung stärkt und besonderen Beratungsbedarf, beispielsweise von Menschen mit 
geringen Deutschkenntnisse oder Lernschwierigkeiten, abdeckt.

Der Bericht mit den Ergebnissen der Evaluation des Modellprojekts biko ist hier abrufbar.

pro familia hat zum Menschenrecht Verhütung und der Forderung einer Kostenübernahme für Verhü-
tung eine „Offenbacher Erklärung“ abgegeben, die hier abrufbar ist.
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